
• 1Bundesnetzagentur 

- Beschlusskammer 4 - 
Az.: BK4-15-016  

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach§ 23 ARegV aufgrund des Antrags auf Genehmigung der  
Investitionsmaßnahme  
der 50Hertz Transmission GmbH, Heidestraße 2, 10557 Berlin, vertreten durch die Ge- 
schäftsführung,  

Antragstellerin, 

hat die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation,  
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,  
durch ihren Vorsitzenden Alexander Lüdtke-Handjery,  

ihren Beisitzer Roman Smidrkal  

und ihren Beisitzer Jacob Ficus  

am 11.12.2018  

beschlossen:  

1. Der Antrag wird abgelehnt. 
2. Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 
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Gründe: 

1. 

Die Antragstellerin begehrt die Genehmigung einer Investitionsmaßnahme für das Projekt 
„Basisschutzkonzept Umspannwerke und Schaltanlagen" gemäß § 23 Abs. 1 ARegV. 

Die Antragstellerin ist Betreiberin eines Elektrizitätsübertragungsnetzes mit Sitz in Berlin. 

Die Antragstellerin trägt vor, das technische Ziel der Investition sei der Schutz von Umspann-
und Schaltanlagen gegen versorgungsgefährdende Fremdeinwirkung. Dies entspreche der 
geänderten Bedrohungslage, welche sich in den von der Bundesnetzagentur gemäß § 12g 
EnWG (Schutz europäisch kritischer Anlagen, Verordnungsermächtigung) festgehaltenen 
Szenarien niederschlage. Dabei würden folgende Projektziele verfolgt: 

• 	 Schutz von menschlichem Leben 

• 	 Gewährleistung der Versorgungssicherheit im Netzgebiet der Antragstellerin, in den 
angrenzenden und unterlagerten nationalen Netzgebieten und in den Netzen der eu-
ropäischen Nachbarstaaten 

• 	 Gewährleistung der Aufnahme von EE-Einspeiseleistung durch die Sicherstellung der 
Verfügbarkeit von Transformatorkapazitäten 

Zur Erreichung dieser übergeordneten Ziele seien folgende Teilziele definiert worden: 

• ~· 
• 

• 
• -
• 
• 

• 

Mit der vorliegenden Investitionsmaßnahme sollen in Abhängigkeit der Risikoklasse der zu 
schützenden Anlagen (UW/SA) die folgenden Anlagen errichtet werden: 

Risikoklasse .Hoch": 

• 
• 

·• 
• 
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Risikoklasse „Mittel": 

• 
• 
• 
• 

• 

Die betreffenden Standorte seien mit den jeweiligen Risikokategorien in der folgenden Tabel-
le abgebildet. Bezüglich der UW der Risikoklasse „Niedrig" werde derzeit davon ausgegan-
gen, dass keine wesentlichen Maßnahmen zur Erhöhung des Schutzniveaus erforderlich 
seien. Diese UW seien nicht Teil des hier gegenständlichen Antrags. 
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werken seien in 
rechtlich entfernt worden. 

Derartige Anlagenbeschädigungen führten zu unsicheren Betriebszuständen und gefährde-
ten dadurch nicht nur Leib und Leben der Mitarbeiter der Antragstellerin, sondern mittelbar 
auch die Versorgungssicherheit. Besonders im Fehlerfall komme es zu unzulässigen Span-
nungserhöhungen, welche Mitarbeiter und Betriebsmittel gefährdeten. 

der Anlagen entstehe ein hohes Gefährdungspotential für Mitarbeiter, Fremdfirmen und 
Technik. Somit sei die technische Sicherheit im Sinne des § 49 EnWG nicht mehr gewähr-
leistet. Damit stünden die Anlagen bis zum Abschluss der Schadensbehebung nicht zur Ver-
fügung. Die Transformatoren entfielen auch bezüglich der Gewährleistung des Abtransports 
von ins Verteilnetz eingespeistem EE-Strom. 

Erschwerend komme hinzu, dass bei den jüngsten Vorfällen alle Transformatoren der be-
troffenen Umspannwerke gleichzeitig betroffen gewesen seien. Die grundsätzlich erforderli-
che Außerbetriebnahme 

--unsicheren Betriebszuständen weiterbetreiben ·-werden mussten. Es zeige sich, dass unmit- in 
telbarer und dringender Handlungsbedarf bezüglich des Anlagenschutzes bestünde, um 
künftig den Betrieb eines sicheren und zuverlässigen Energieversorgungsnetzes zu ermögli-
chen. 

Die Antragstellerin verweist des Weiteren auf ein Gutachten 

Da sich die Bedeutung der Strom-Übertragungsnetze für die Gesellschaft, die entsprechen-
den Bedrohungsszenarien und damit auch die Schutzziele für die Anlagen der Antragstellerin 
in den letzten Jahren deutlich gewandelt hätten, müsse auch die Sicherung der Anlagen die-
sen aktuellen Anforderungen und zukünftigen Herausforderungen angepasst werden. 

Zur Sicherung der Wirtschaftlichkeit seien zwei Schutzniveaus erarbeitet worden, die ent-
sprechend der Bedeutung der zu sichernden Anlagen für die Stabilität des Gesamtsystems 
zum Einsatz kommen sollen. Weiterhin sei in Abstimmung mit den entsprechenden Sicher-
heitsbehörden definiert worden, welche Schutzmaßnahmen sinnvoll und wirksam seien. Des _______ 
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Weiteren sei die Wirksamkeit und Funktionsfähigkeit der angestrebten Schutzmaßnahmen 
im Höchstspannungs-Umfeld in einem Pilotprojekt getestet worden. Dabei sei die Technik 
mit der höchsten Zuverlässigkeit und geringsten Fehlalarmquote ausgewählt worden, um die 
späteren Betriebskosten möglichst niedrig zu halten und die Sicherungstechnik effizient be-
treiben zu können. 

Die priorisierten Maßnahmenumfänge, die zur Erweiterung bestehender und neuer UW-
Standorte erforderlich seien, sind in der Tabelle oben aufgeführt. Die Priorisierung der Anla-
gen sei nach mehreren Kriterien erfolgt, die auch kumulativ auf eine Anlage zutreffen kön-
nen. 

Die erstmalige Aktivierung ist für das Jahr 2016 geplant. Die vollständige Inbetriebnahme soll 
im Jahr 2022 stattfinden. 

Die Antragstellerin hat als geplante Anschaffungs- und Herstellungskosten 
für die Investitionsmaßnahme angegeben. 

Die Antragstellerin hat am 31.03.2015 die Genehmigung der Investitionsmaßnahme für das 
Projekt „Basisschutzkonzept Umspannwerke und Schaltanlagen" beantragt und in der Folge 
weitere Informationen zu dem Projekt nachgereicht. 

Mit Schreiben vom 18.03.2016 wurde die Antragstellerin angehört. Sie hat mit Schreiben 
vom 01.04.2016 Stellung genommen. 

Mit Schreiben vom 01.04.2016 hat die Antragstellerin beantragt, den Antrag ruhend zu stel-
len, weil aus ihrer Sicht noch Unklarheiten bezüglich der Kostenanerkennung für Schutz-
maßnahmen bestünden. 

Die Bundesnetzagentur hat die Regulierungsbehörde des Landes Berlin gemäß § 55 Abs. 1 
S. 2 EnWG unter dem 01.07.2015 über die Einleitung des Verfahrens informiert. Unter dem 
28.11.2018 wurde der Beschlussentwurf gemäß § 58 Abs. 1 S. 2 EnWG dem Bundeskartell-
amt und der Regulierungsbehörde des Landes Berlin zur Stellungnahme übersandt. Das 
Bundeskartellamt und die Landesregulierungsbehörde haben von diesem Recht keinen Ge-
brauch gemacht. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Verfahrensakte verwiesen. 

·---------··  
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II.  

A. Formelle Rechtmäßigkeit 

1. Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 EnWG die zuständige Regulierungsbehörde. 
Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG. 

II. Antrag und Frist 

Der Antrag auf Genehmigung einer Investitionsmaßnahme wurde fristgerecht am 31.03.2015 
bei der Bundesnetzagentur gestellt. Anträge auf Genehmigung von Investitionsmaßnahmen 
sind gemäß § 23 Abs. 3 S. 1 ARegV spätestens neun Monate vor Beginn des Kalenderjah-
res, in dem die Investition erstmals ganz oder teilweise kostenwirksam werden soll, bei der 
Bundesnetzagentur zu stellen. Kostenwirksam wird die Investitionsmaßnahme mit der erst-
maligen Aktivierung. Die Aktivierung kann entweder als Anlage in Bau oder als Zugang zum 
Sachanlagevermögen erfolgen. Für die dem vorliegenden Antrag zugrundeliegende Investiti-
onsmaßnahme ist auf die erstmalige Aktivierung im Jahr 2016 abzustellen. 

III. Anhörung 

Der Antragstellerin wurde gemäß § 67 Abs. 1 EnWG die Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben. 

IV. Beteiligung von Bundeskartellamt und Landesregulierungsbehörden 

Die hier zuständige Regulierungsbehörde des Landes Berlin wurde gemäß § 55 Abs. 1 S. 2 
EnWG von der Einleitung des Verfahrens benachrichtigt. 

Dem Bundeskartellamt sowie der zuständigen Regulierungsbehörde des Landes Berlin wur-
de gemäß § 58 Abs. 1 S. 2 EnWG Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

B. Genehmigungsfähigkeit 

Der Antrag auf Genehmigung einer Investitionsmaßnahme für das Projekt „Basisschutzkon-
zept Umspannwerke und Schaltanlagen" ist abzulehnen. Die dem Antrag zur Grunde liegen-
de Maßnahme erfüllt nicht die Voraussetzungen des§ 23 ARegV. Insbesondere handelt es 
sich nicht um eine Umstrukturierungsmaßnahme im Sinne des § 23 ARegV. Darüber hinaus 
sind einzelne Teilmaßnahmen der Investitionsmaßnahme nicht notwendig für die Stabilität 
des Gesamtsystems im Sinne des § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV. 

1. Erweiterungs- und Umstrukturierungsinvestition 

Die Genehmigung einer Investitionsmaßnahme kann nach § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV nur für 
Erweiterungs- und Umstrukturierungsinvestitionen erfolgen. 

Unter Erweiterungsinvestitionen sind Maßnahmen zu verstehen, die das bestehende Netz 
vergrößern. Dabei beschränkt sich die Vergrößerung nicht allein auf die physikalische Netz-
länge, sondern umfasst auch die Maßnahmen zur Schaffung von größerem Kapazitätsvolu-
men bzw. Transportmengenvolumen. -··  
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Unter Umstrukturierungsinvestitionen sind Maßnahmen zu verstehen, mit denen technische 
Parameter geändert werden, die für den Netzbetrieb erheblich sind. Es bedarf somit einer 
nicht unbedeutenden Veränderung von technischen Parametern. Dafür reichen jedoch der 
Austausch bereits vorhandener Komponenten und die damit zwangsläufig einhergehenden 
Verbesserungen nicht aus. Die mit der Maßnahme verbundenen zusätzlichen Funktionen 
müssen deutlich über die Wirkungen einer bloßen Ersatzinvestition hinausgehen, so dass 
ihnen eine gewisse eigenständige Bedeutung zukommen muss. Der Ersatz von Komponen-
ten ist nicht schon deshalb als Umstrukturierung zu qualifizieren, weil für die neuen Kompo-
nenten andere technische Standards gelten. Eine Anpassung von Komponenten an den ak-
tuellen Stand der Technik, ohne dass damit eine erhebliche Funktionserweiterung einher-
geht, reicht somit nicht für eine Qualifizierung als Umstrukturierungsmaßnahme. 

Es handelt sich vorliegend um keine Erweiterungsinvestition, da weder die physikalische 
Netzlänge vergrößert noch eine größeres Kapazitätsvolumen bzw. Transportmengenvolu-
men geschaffen wird. 

Entgegen der Auffassung der Antragstellerin handelt es sich bei der beantragten Investiti-
onsmaßnahme auch nicht um eine Umstrukturierungsinvestition. Die Erhöhung des Schutz-
niveaus stellt keinen technischen Parameter des Netzes dar. Auch geht mit der Maßnahme 
keine Funktionserweiterung des Netzes einher. Die Erhöhung der Anlagenverfügbarkeit ist 
keine eigenständige Funktion. Die Beschlusskammer zieht nicht in Zweifel, dass eine hohe 
Anlagenverfügbarkeit für einen sicheren Netzbetrieb erforderlich ist. Es handelt sich bei der 
beantragten Investitionsmaßnahme jedoch um keine Umstrukturierungsmaßnahme im Sinne 
des § 23 ARegV und ist daher nicht genehmigungsfähig. Es handelt sich vielmehr um eine 
Grundsicherung, die im Wesentlichen durch eine Verbesserung des Status Quo, z.B. der 
bisherigen Umzäunung, geprägt ist. Entsprechende Investitionen sind über die Erlösober-
grenze der normalen Anreizregulierung zu refinanzieren. 

II. Genehmigungsfähigkeit nach § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV 

Die Umsetzung des beantragten Schutzkonzeptes ist an Standorten ......... •  
, ·-istn~die  

Stabilität des Gesamtsystems im Sinne des § 23 ARegV. 

Gemäß § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV genehmigt die Bundesnetzagentur Investitionsmaßnahmen 
für Erweiterungs- und Umstrukturierungsinvestitionen in die Übertragungs- und Fernleitungs-
netze, soweit diese Investitionen zur Stabilität des Gesamtsystems, für die Einbindung in das 
nationale oder internationale Verbundnetz oder für einen bedarfsgerechten Ausbau des 
Energieversorgungsnetzes nach§ 11 EnWG notwendig sind. Eines der in§ 23 Abs. 1 S. 2 
Nr. 1 bis 9 ARegV genannten Regelbeispiele ist im vorliegenden Fall nicht einschlägig. 

Die Antragstellerin hat für alle Standorte außer für 
hinreichend nachgewiesen, dass die Investi-

tionsmaßnahme notwendig für die Stabilität des Gesamtsystems ist. Investitionen für die 
Stabilität des Gesamtsystems umfassen Erweiterungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen, 
die zu einer Erhöhung oder Aufrechterhaltung der Zuverlässigkeit bzw. Sicherheit im Ge-
samtsystem notwendig sind. Unter Gesamtsystem im Sinne des § 23 Abs. 1 ARegV ist ein 
zusammenhängendes Gebilde von verschiedenen miteinander interagierenden Netzen zu 
verstehen. Ursächlich für die Notwendigkeit der Maßnahme sind in erster Linie Rückwirkun-
gen von anderen Netzen auf die eigene Netzsituation, aber auch Änderungen bei techni-
schen Standards. Innerhalb des Gesamtsystems haben Entscheidungen über bestimmte 
Maßnahmen eines Netzbetreibers Auswirkungen auf die Stabilität in anderen Netzen. Dar-
aus erfolgt eventuell wiederum die Notwendigkeit, netzbezogene Maßnahmen in den vor-
und nachgelagerten Netzen zu ergreifen. Die Antragstellerin hat hinreichend nachgewiesen, 
dass die Umsetzung des Schutzkonzeptes für die Teilmaßnahmen bis auf die beantragten 
Standorte -
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-·notwendig ist für die Stabilität des Gesamtsystems. Bei Ausfall eines Umspann-
werks mit Verbindung zu anderen Netzbetreibern gehen die Auswirkungen über das eigene 
Netz der Antragstellerin hinaus. Dies ist in der Regel an Übergabepunkten zu nachgelager-
ten Verteilernetzen oder zu benachbarten Übertragungsnetzen im In- und Ausland der Fall. 
Ein Ausfall hat in diesen Fällen Auswirkungen auf die Stabilität in anderen Netzen. Daraus 
folgt eine Gefährdung der Stabilität des Gesamtsystems. 

'  befinden sich keine Ubergabepunkte zu anderen Netzen. Es handelt 
sich vielmehr um Umspannwerke zur Einbindung von konventionellen und erneuerbaren 
Einspeisekapazitäten. Der Hinweis der Antragstellerin, dass bisher keine Behörde die Mög-
lichkeit gesehen habe, eine verbindliche Einstufung von Anlagen als kritisch für das Gesamt-· 
system vorzunehmen, ist für die Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit der Investitions-
maßnahme nach § 23 ARegV nicht von Belang. Unterschiedliche staatliche Stellen mögen je 
nach Sichtweise eine andere Definition von Gesamtsystem im Sinne haben und bestimmte 
Schutzmaßnahmen für angemessen halten. Die Beschlusskammer zweifelt die Sinnhaftigkeit 
der beantragten Maßnahme nicht generell an. Für die Beurteilung der Genehmigungsfähig-
keit nach§ 23 ARegV stellt die Beschlusskammer ausschließlich auf die o.g. Definition des 
Gesamtsystems als ein zusammenhängendes Gebilde von verschiedenen miteinander inter-
agierenden Netzen ab. Eine Gefährdung der Stabilität im Netz der Antragstellerin ohne Aus-
wirkungen auf anderen Netze oder die Tatsache, dass die Maßnahme aus Betriebssicher-
heitsgründen im Netz der Antragstellerin sinnvoll und notwendig sein mag, reicht für die Ge-
nehmigung einer Investitionsmaßnahme nach§ 23 ARegV mit Verweis auf die Stabilität des 
Gesamtsystems nicht aus. Für die 

hat die Antragstellerin die Notwendigkeit der 
geplanten Maßnahmen für die Stabilität des esamtsystems im Sinne des § 23 ARegV nicht 
nachgewiesen. 

Diese Teilmaßnahmen sind damit nicht nach§ 23 Abs. 1 S. 1 ARegV genehmigungsfähig. 
Ob die Teilmaßnahmen für die Stabilität des Gesamtsystems erforderlich sind, kann jedoch 
dahinstehen, da die Investitionsmaßnahme insgesamt keine Erweiterungs- oder Umstruktu-
rierungsmaßnahme im Sinne des § 23 ARegV darstellt und damit nicht genehmigungsfähig 
ist. 

C. Anpassung der Erlösobergrenze 

Die Antragstellerin hat in der Stellungnahme zur Anhörung vorgetragen, dass ihr und den 
anderen Übertragungsnetzbetreibern der Eindruck vermittelt worden sei, dass die bestehen-
den Instrumente eine Kostenanerkennung von technisch erforderlichen Maßnahmen zum 
Schutz gegen vorsätzliche Beschädigungen gewährleisten würden. Insbesondere seien An-
träge auf Genehmigung von Investitionsmaßnahmen geeignet, die Kosten für Schutzmaß-
nahmen anzuerkennen. Eine Vorabauskunft über die Anerkennungsfähigkeit von Kosten hat 
die für Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV zuständige Beschlusskammer 4 im vorlie-
genden Fall nicht erteilt und erteilt solche Auskünfte generell nicht. Die verbindliche Prüfung 
bleibt immer dem Einzelfall im Verwaltungsverfahren auf Antrag der Antragstellerin vorbehal-
ten. 

Der Auffassung der Antragstellerin, dass eine Kostenanerkennung nur im Rahmen der Ba-
sisjahre nicht dem Anspruch der Sachgerechtigkeit genüge, kann nicht gefolgt werden. Die 
Kostenanerkennung im Rahmen des Basisjahres stellt den Regelfall der geltenden Rechts-
lage im System der Anreizregulierung dar. Bei Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen 
kann für Erweiterungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen nach § 23 ARegV eine Investiti-
onsmaßnahme genehmigt werden. Die Genehmigungsvoraussetzungen sind im vorliegen-
den Fall nicht erfüllt. Folge daraus ist nicht, dass der Antragstellerin die Kosten der Maß-
nahme überhaupt nicht anerkennt werden, sondern dass im Rahmen der Kostenprüfung im 

„„~„...„„„„•. 
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Basisjahr ein Mittelrückfluss ab dem Beginn der nächsten Regulierungsperiode gewährleistet 
wird. 

Eine Anpassung der Erlösobergrenze nach § 11 Abs. 2 Nr. 6 i.V.m. § 23 ARegV darf für die 
vorliegende beantragte Maßnahme nicht vorgenommen werden, da die Voraussetzungen für 
die Genehmigung einer Investitionsmaßnahme nicht erfüllt sind. 

D. Antrag auf Ruhendstellung des Verfahrens 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 01.04.2016 beantragt, den gegenständlichen An-
trag ruhend zu stellen, da noch wesentliche Unklarheiten bezüglich der Kostenanerkennung 
für Schutzmaßnahmen, die vermeintlich im Verantwortungsbereich des Staates lägen, im 
Raum ständen. Eine Abstimmung zwischen der Antragstellerin und allen involvierten Abtei-
lungen der Bundesnetzagentur sowie den mit den Aufgaben für Sicherheit, Bevölkerungs-
und Katastrophenschutz betrauten Behörden sei aus Sicht der Antragstellerin unumgänglich. 

Dieser Einschätzung schließt sich die Beschlusskammer nicht an. Den Prozess für die Beur-
teilung der technischen Sicherheit und die dafür notwendigen Maßnahmen hat die Antrag-
stellerin mit den zuständigen Stellen bereits geführt. Die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit 
der geplanten Maßnahmen wird von der Beschlusskammer nicht in Zweifel gezogen. Dies ist 
aber nicht Gegenstand des hier gegenständlichen Verfahrens. Hier geht es ausschließlich 
um die Frage, ob die beantrage Maßnahme die Voraussetzungen für die Genehmigung einer 
Investitionsmaßnahme nach § 23 RegV erfüllt. Dies ist wie bereits ausgeführt vorliegend 
nicht der Fall. 

Der Antrag auf Ruhendstellung wird abgelehnt, da der Sachverhalt für die Beurteilung der 
Genehmigungsfähigkeit hinreichend klar ist. Die Frage der Kostenanerkennung über das 
spezielle Instrument der Investitionsmaßnahme nach§ 23 ARegV oder über ein anderes 
Instrument bedarf nicht der Abstimmung mit anderen Behörden. Der Antragstellerin selbst 
wurde die Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Ein zwingender Grund gegen die Wei-
terführung des Verfahrens kann die Beschlusskammer nicht erkennen, sie hat daher die vor-
liegende Entscheidung erlassen. 

E. Kosten 

Hinsichtlich der Kosten bleibt ein gesonderter Bescheid gemäß § 91 EnWG vorbehalten. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Entscheidung ist die Beschwerde zulässig. Sie ist schriftlich binnen einer mit 
der Zustellung der Entscheidung beginnenden Frist von einem Monat bei der Bundesnetza-
gentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 
Bonn (Postanschrift: Postfach 80 01, 53105 Bonn) einzureichen. Zur Fristwahrung genügt 
jedoch, wenn die Beschwerde innerhalb dieser Frist bei dem Beschwerdegericht, dem Ober-
landesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf}, eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen 
Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder 
der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebegründung 
muss die Erklärung enthalten, inwieweit die Entscheidung angefochten und ihre Abänderung 
oder Aufhebung beantragt wird. Ferner muss sie die Tatsachen und Beweismittel angeben, 
auf die sich die Beschwerde stützt. Beschwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen 
durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat gemäß § 76 Abs. 1.J=nWG keine aufschiebende Wirkung. 

k~?,Jh 
I 

J~·)J,,J ~ Alexander Lüdtke-H~jery Roman Smidrkal Jacob Ficus 

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer 

. 
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